
 

 

Bekanntgabe nach § 5 Abs.2 UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 

für ein Vorhaben der Nevermined GmbH in Essen 

Antrag der Nevermined GmbH auf Genehmigung nach § 4 Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur Errichtung und zum Betrieb 

einer CVD-Anlage zur Synthese von Diamanten 

Bezirksregierung Düsseldorf Düsseldorf, den 11.08.2025 

53.04-0019489-0001-G4-0064/23 

Die Nevermined GmbH hat mit Datum vom 10.11.2023, zuletzt ergänzt am 
24.06.2025, einen Antrag auf Genehmigung nach § 4 BImSchG zur Errichtung und 
zum Betrieb der CVD-Anlage zur Synthese von Diamanten durch Neubau vom Büro- 
und Produktionsgebäude auf dem Betriebsgelände Ruhrtalstraße  77 in 45239 Essen 
gestellt.  

Der Antragsgegenstand umfasst im Wesentlichen die folgenden Maßnahmen: 

Die Errichtung und den Betrieb einer Versuchsanlage zur Herstellung von 
Rohdiamanten durch Gasphasenabscheidung (CVD = Chemical Vapour Deposition). 
Es sollen zwei unterschiedliche Anlagentypen erprobt werden. 

Bei der beantragten Errichtung und dem Betrieb des CVD-Anlage zur Synthese von 
Diamanten der Nevermined GmbH handelt es sich um ein Vorhaben nach Anlage 1, 
Ziffer 4.2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).   
 

Für ein Neuvorhaben wird gemäß § 9 Abs. 3 UVPG eine Vorprüfung durchgeführt, 
wenn für das Vorhaben nach Anlage 1 

1. eine UVP-Pflicht besteht und dafür keine Größen- oder Leistungswerte 
vorgeschrieben sind oder 

2. eine Vorprüfung, aber keine Prüfwerte vorgeschrieben sind. 

Es wurde eine allgemeine Vorprüfung nach § 9 Absatz 3 Nr. 2 und Absatz 4 in 
Verbindung mit § 7 Absatz 1 UVPG durchgeführt. 

Die UVP-Pflicht besteht, wenn die Vorprüfung ergibt, dass das Neuvorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 
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UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

Durch die beantragten Maßnahmen sind keine zusätzlichen erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genannten Schutzgüter zu erwarten.  

Die UVP-Vorprüfung umfasst die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der für die 
Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen (vgl. Abschnitt 3) sowie der für die 
Prüfung der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bedeutsamen 
Auswirkungen des Vorhabens unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG 
genannten Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien.  

In den Antragsunterlagen wurde nachvollziehbar dargelegt, dass durch die Errichtung 
und den Betrieb der Anlage keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die in 
§ 1a der 9. BImSchV genannten Schutzgüter zu erwarten sind. Das Vorhaben wird 
vollständig innerhalb eines typischen Büro- und Gewerbegebäudes verwirklicht. Von 
außerhalb des Gebäudes sind die Produktionsanlagen nicht wahrnehmbar; das 
Vorhaben wirkt sich auf den Gebietscharakter nicht aus. Mit Abrissarbeiten ist es nicht 
verbunden.  

Am Standort liegen keine besonderen Qualitätskriterien vor. Reichtum, Qualität und 
Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur (Tiere und Pflanzen) und 
Landschaft (Landschaftsbild, Landschaftsraum) werden durch das Vorhaben nicht 
nachteilig beeinflusst. Das zur Genehmigung gestellte Vorhaben wird vollständig 
innerhalb des bestehenden Bestandsgebäudes umgesetzt. Änderungen bringt das 
Vorhaben im Wesentlichen bei der Innenaufteilung des Gebäudes gegenüber der 
bestehenden Baugenehmigung mit sich. Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut 
Boden sind damit nicht verbunden. Emissionen und Abfall entstehen in geringem 
Maße. Entstehender Abfall kann als Gewerbeabfall ohne besondere Anforderungen 
verwertet bzw. beseitigt werden. Die gasförmigen Emissionen sind von geringer 
Menge und haben kein Schädigungspotential. Vorhabenbedingte Geräusche liegen 
unterhalb der Immissionsrichtwerte der TA Lärm. Das Vorhaben hat keine zu 
berücksichtigenden Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVPG.  

Im Untersuchungsraum vorhandene besonders empfindliche schutzbedürftige oder 
nach Landesrecht geschützte Gebiete werden durch das Vorhaben nicht belastet. 
Naturdenkmäler, geschützte Landschaftsbestandteile, Boden- und Baudenkmäler sind 
im Betrachtungsgebiet nicht anzutreffen. Ein den Anlagenstandort und den 
Betrachtungsraum umfassender Luftreinhalteplan liegt nicht vor.  
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Gemäß § 5 Abs.1 UVPG stelle ich daher als Ergebnis der durchgeführten Vorprüfung 
fest, dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Im Auftrag 

gezeichnet 

Jasmin Froelich 
 

 


